
Die Stiftung Härtefallfonds soll Ungerechtigkeiten im 
gesamtdeutschen Rentenrecht abmildern. Dafür sollten 
aus dem Bundeshaushalt 500 Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt werden. Berechtigte erhalten laut Bundesarbeits-
ministerium eine Einmalzahlung von 2500 Euro. Für Men-
schen, die ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt der Stiftungs-
gründung am 7. März 2023 in einem Bundesland hatten, 
das der Stiftung beigetreten ist, ist eine Leistung von 
5000 Euro möglich. Dazu zählen Mecklenburg-Vorpom-
mern, Bremen, Hamburg und Thüringen. Berlin hatte Ende 
März seine Absicht zum Beitritt angekündigt.

Bis Ende Juli entfielen laut Bundesarbeitsministerium 
knapp 12 200 Anträge auf Fälle von Betroffenen aus der 
Ost-West-Rentenüberleitung, etwa 46 500 Fälle auf jüdi-
sche Kontingentflüchtlinge und rund 76 100 Fälle auf Spät-
aussiedlerinnen und Spätaussiedler. Anträge können noch 
bis 30. September gestellt werden.  epd

STICHWORT HÄRTEFALLFONDS

Berlin. Die Pläne von Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser 
(SPD), die Regeln für Abschie-
bungen zu verschärfen, stoßen 
beim grünen Koalitionspartner 
auf massiven Widerstand. „Ab-
schottung und Abschreckung ha-
ben nichts mit den tatsächlichen 
Herausforderungen bei der Auf-
nahme, Versorgung und Integra-
tion von Schutzsuchenden zu 
tun“, sagt Filiz Polat dieser Zei-
tung. Aus Sicht der Migrations-
expertin der Grünen-Bundestags-
fraktion ist der sogenannte Aus-
reisegewahrsam aufgrund des 
massiven Eingriffs in das verfas-
sungsrechtlich garantierte Frei-
heitsrecht abzulehnen.

In einem Diskussionsentwurf 
für ein „Gesetz zur Verbesserung 
der Rückführung“ hatte Faeser 
vorgeschlagen, die Höchstdauer 

des Ausreisegewahrsams von 10 
auf 28 Tage zu erhöhen. Damit 
sollen die Behörden mehr Zeit be-
kommen, um Abschiebungen vor-
zubereiten. Außerdem will die In-
nenministerin Asylbewerber, die 
unvollständige oder falsche An-
gaben zu ihrer Identität machen, 
härter bestrafen. Der Polizei will 
Faeser ermöglichen, bei der 
Durchsetzung von Abschiebun-
gen auch andere Räume als die 
des Betroffenen zu betreten, um 
zu verhindern, dass sie sich in Ge-
meinschaftsunterkünften verste-
cken.

Faeser schlägt zudem vor, Ver-
stöße gegen das Einreise- oder 
Aufenthaltsverbot zu einem ei-
genständigen Haftgrund zu ma-
chen. Der Datenaustausch zwi-
schen Ausländer- und Sozialbe-
hörden soll verbessert werden, 

um einen Missbrauch bei den So-
zialleistungen zu verhindern. In 
Absprache mit den Ländern und 
Kommunen möchte das Innenmi-
nisterium ein Gesetz erarbeiten.

FDP deutet Unterstützung an
Dafür braucht Faeser nicht nur 
die Unterstützung der eigenen 
Koalition – die FDP deutete ihre 
Unterstützung an –, sondern auch 
der in vielen Bundesländern mit-
regierenden CDU. Thorsten Frei, 
Erster Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion 
im Bundestag, betont, dass die 
Union bereits im Mai in einem 
Gesetzesentwurf vorgeschlagen 
habe, den Ausreisegewahrsam auf 
28 Tage zu verlängern. Die Am-
pel-Koalition habe das noch „em-
pört abgelehnt“.

Auch der Vorschlag, falsche 
Angaben zur Identität härter zu 
bestrafen, stößt bei Frei auf in-
haltliche Zustimmung: „Wer die 
Behörden seines Gastlandes vom 
ersten Tag an hinters Licht führt, 
hat meiner Meinung nach sein 
Gastrecht verwirkt.“ Allerdings 
habe Faeser beim Chancenaufent-
haltsgesetz für sogenannte Mit-
wirkungsverweigerer den „Spur-
wechsel“ zu einem dauerhaften 
Aufenthalt ermöglicht. Polizisten 
mehr Zugang zu anderen Räumen 
zu geben, begrüßt Frei.

Der innenpolitische Sprecher 
der AfD, Gottfried Curio, kriti-
siert, dass Faesers Entwurf nur 
kleine Stellschrauben erfasse und 
absehbar nichts an der grundle-
genden Problematik ändere.

 Dominik Guggemos

Die Grünen blockieren 
härtere Abschieberegeln
Asyl Die oppositionelle Union zeigt Sympathie für Pläne der 
sozialdemokratischen Bundesinnenministerin Nancy Faeser. 
Doch der Ampelpartner geht auf Konfrontationskurs.

Bundesinnen-
ministerin Fae-
ser (SPD) hat 
einen Diskussi-
onsentwurf für 
ein „Gesetz zur 
Verbesserung 
der Rückfüh-
rung“ vorgelegt.  
Foto: Kay Niet-
feld/dpa

Paris. „Meine Papiere, mein Note-
book, zwei T-Shirts und ein Paar 
Socken, mehr konnte ich nicht zu-
sammenraffen“, sagt Bernard, der 
vor dem Pariser Flughafen Rois-
sy auf einen Freund wartet, der 
ihn abholen soll. Der 28-jährige 
Entwicklungshelfer gehört zu je-
nen 262 Franzosen, die Paris in 
der Nacht auf Mittwoch aus der 
nigrischen Hauptstadt Niamey 
ausgeflogen hat.

Vergangene Woche hatten Of-
fiziere in Niamey den demokra-
tisch gewählten Präsidenten Mo-
hamed Bazoum entmachtet. De-
ren Kommandant, General Omar 
Tchiani, ernannte sich am Freitag 
zum neuen Machthaber. Am Wo-
chenende dann gab es in Niamey 
eine Pro-Putsch-Demonstration, 
deren Teilnehmer versuchten, die 
französische Botschaft in Brand 
zu setzen. Das misslang zwar, 
doch wurde die französische Fah-
ne vorm Gebäude abgerissen und 
durch eine russische ersetzt.

Bis zum Staatsstreich der Mi-
litärs war der Niger die letzte De-
mokratie in der Sahelzone und ei-

ner der letzten Verbündeten der 
Europäer und der USA im Anti-
Terror-Kampf. Das erklärt auch, 
warum der Westen auf diesen 
Putsch nicht bloß mit diplomati-
schen Protestnoten reagiert. Ge-
meinsam mit der Westafrikani-
schen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Ecowas) forderte Frankreich Ge-
neral Tchiani „ultimativ“ auf, Prä-
sident Bazoum freizulassen und 
binnen einer Woche für „die Wie-
derherstellung der verfassungs-
mäßigen Ordnung“ zu sorgen.

Stopp der Entwicklungshilfe
Außer Wirtschaftssanktionen 
droht Ecowas sogar mit dem Ein-
satz von Gewalt, während Frank-
reich und weitere westliche Län-
der mit der Einstellung jeglicher 
Entwicklungshilfe drohen. Präsi-
dent Emmanuel Macron ließ zu-
dem verlauten, dass der Niger bei 
einem Angriff gegen französische 
Bürger mit „einer unerbittlichen 
Reaktion“ rechnen müsse.

Vor dem Hintergrund, dass die 
Putschisten in Niamey die Stel-
lungnahme Macrons als Ankün-

digung einer Militärintervention 
werteten und die Regierungen 
von Mali sowie Burkina Faso um-
gehend erklärten, eine solche Mi-
litärintervention auch als eine 
„Kriegserklärung“ gegen ihre 
Länder anzusehen, ordnete Paris 
am Montag an, seine rund 700 im 
Niger lebenden Staatsbürger aus 
dem Land zu holen. Ein Ent-
schluss, der dem demütigenden 
Eingeständnis einer politischen 
Niederlage sehr nahekommt.

Faktisch ist der Putsch im Ni-
ger nach denen im Mali und in 
Burkina Faso ein weiterer Sarg-
nagel für Frankreichs Sonderrol-
le in Afrika. Sollten die Offiziere 
in Niamey nicht einknicken, wür-
de das wohl das Ende der franzö-
sischen Vorrangstellung in der 
Region bedeuten. Zur Freude von 
Wladimir Putin. Russland heizt 
die antifranzösische Stimmung 
seit langem an. Kein Zufall, dass 
überall, wo sich Paris zurückzog, 
über kurz oder lang die Wagner-
Miliz in Stellung ging.  
 Peter Heusch
Leitartikel

Frankreich auf dem Rückzug
Sahelzone Der Putsch im Niger unterstreicht, dass Paris seine 
Vormachtstellung in Westafrika verliert.

Härtefallfonds
2,4 Millionen Euro
bisher ausgezahlt
Berlin. Für den Härtefallfonds zur 
Abmilderung geringer Renten 
ehemaliger DDR-Bürger, Spätaus-
siedler und jüdischer Kontingent-
flüchtlinge sind bis Ende Juli rund 
134 800 Anträge eingegangen. Ins-
gesamt werde nach groben Schät-
zungen von rund 200 000 An-
tragsberechtigten für die Stiftung 
Härtefallfonds ausgegangen, er-
klärte eine Sprecherin des Bun-
desarbeitsministeriums. Die bis-
herige Auszahlungssumme betra-
ge rund 2,4 Millionen Euro.  epd
Stichwort

Patienten-Termine
Ärzte fordern
Ausfallgebühr
Osnabrück. Sieben von zehn Arzt-
praxen beklagen Probleme mit 
verpassten Terminen ihrer Pa-
tienten. Bei 40 Prozent der betrof-
fenen Praxen geht es um 5 bis 10 
Prozent aller Termine, zu denen 
Patienten nicht erscheinen. Das 
geht aus einer Online-Umfrage 
der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung hervor, über die die 
„Neue Osnabrücker Zeitung“ be-
richtete. KBV-Chef Andreas Gas-
sen forderte daher eine „von den 
Kassen zu entrichtende Ausfall-
gebühr“.  dpa

Trump-Show. Karikatur: Jürgen Tomicek

Leitartikel 
Stefan Kegel 
zu den besorgniserregenden Entwicklungen in Afrika

P utsch in Mali, Putsch in 
Burkina Faso, Machtkampf 
im Sudan, Putsch im Niger. 
Große Teile Afrikas schei-
nen im Chaos zu versinken. 
Diese Entwicklung sollte 

uns Sorgen machen. Denn das Spiel, 
das hier gespielt wird, wird Auswir-
kungen auf unsere Zukunft haben.

Bis weit in die 1990er-Jahre hinein 
galt Afrika als der „verlorene Konti-
nent“, zerrieben zwischen den Macht-
interessen des Kalten Krieges und oft 
in den Händen korrupter Machteliten, 
die ihre Länder schamlos ausbeute-
ten. Trotz einiger demokratischer Be-
strebungen machten Armut und Per-
spektivlosigkeit es Putschisten leicht.

Man könnte sich abwenden mit 
dem zynischen Argument, Putsche 
seien in Afrika normal. Nur ändert 
sich die Lage zurzeit dramatisch. Das 
kann man schon anhand der eilig ver-
teilten roten Fahnen mit Hammer und 
Sichel sehen, die nach dem Putsch in 
der nigrischen Hauptstadt Niamey ge-
schwenkt wurden. Länder wie Russ-
land stoßen nämlich in diese wanken-
den Staaten hinein. So war es in Mali, 
so war es auch in Burkina Faso. Und 
so könnte es auch im Niger kommen.

Das, wonach sich die Bewohner der 
meisten Staaten der Sahel-Zone seh-
nen, konnten die westlichen Länder 
mit ihren diversen Einsätzen dort 
nämlich nicht erreichen: Sicherheit 
und Stabilität. Das erledigten dann – 
allerdings auf skrupellose Weise – die 
russischen Wagner-Söldner, die sich 
in der Region gleichzeitig als Wirt-
schaftsunternehmen betätigen, indem 
sie etwa die Rohstoffe dieser Länder 
anzapfen. Und auch China ist wirt-
schaftlich in vielen Ländern Afrikas 
aktiv, baut Infrastruktur auf und 
macht Länder damit finanziell von 
sich abhängig.

Die Frage ist nun: Wie reagiert Eu-
ropa auf die schleichende Machtüber-
nahme in wichtigen Teilen des Nach-

barkontinents, den es nicht nur wegen 
seiner Rohstoffe braucht – man denke 
nur an die Uran-Abhängigkeit der 
Franzosen für ihre Atomkraftwerke –, 
sondern dessen instabile Lage auch 
neue Migrationsströme auslösen 
kann? Weder die Militäroperationen 
der ungeliebten Ex-Kolonialmacht 
Frankreich haben in der Sahelzone 
den gewünschten Erfolg gebracht 
noch die humanitären Einsätze und 
Stabilisierungsmissionen mithilfe der 
Uno oder der EU. Und nun?

Einfache Antworten gibt es darauf 
nicht. Als Stabilisierung verbrämte 
Militäreinsätze, bei denen es im Grun-
de um die Sicherung wirtschaftlicher 

Interessen geht, kommen jedenfalls 
schlecht an, wenn die Bevölkerung 
keinen Vorteil davon hat.

Aber man kann die Erfolgsrezepte 
der anderen adaptieren. Den Aufbau 
von Infrastruktur und Wirtschaft hat 
die EU als wichtige Elemente längst 
erkannt. Was noch fehlt, sind eine 
mutige Umsetzung – ohne diese Län-
der gleich in die Abhängigkeit zu trei-
ben – und eine Portion Realismus. Es 
braucht einen außenpolitischen Kurs, 
der auf Verstand und Strategie und 
nicht auf Wünsch-dir-was beruht. 
Wenn der Westen gegen den Einfluss 
der Autokratien dieser Welt bestehen 
will, muss er die besseren Angebote 
vorlegen. Und darf sich nicht scheu-
en, manchmal auch mit Putschisten 
zu sprechen. Viele davon kennt er gut. 
Denn er hat sie selbst ausgebildet.

leitartikel@swp.de

Mehr Realismus

Es braucht einen  
außenpolitischen 

Kurs, der auf Verstand 
und nicht auf  
Wünsch-dir-was beruht.

Kommentar 
Igor Steinle 
zur Umweltbewusstseinsstudie des Umweltbundesamtes

D ie Mehrheit der Deutschen 
hält den Kampf gegen den 
Klimawandel für wichtig und 
notwendig. Gleichzeitig ist 

die Sorge groß, dass dabei die soziale 
Gerechtigkeit auf der Strecke bleibt, 
so die Studie des Umweltbundesam-
tes. Die Daten wurden allerdings vor 
der Debatte um das Heizungsgesetz 
erhoben. Heute wären die Sorgen 
wohl noch größer.

Denn Deutschland hat auf dem 
Weg zur Klimaneutralität mehr zu 
verlieren als andere Länder. Zwar 
steht außer Frage, dass die Emissio-
nen sinken müssen, am besten bis 
Mitte des Jahrhunderts. Umso wichti-
ger sind aber die Methoden, mit de-
nen dieses Ziel erreicht werden soll. 
Der Königsweg, der die Nerven der 
Menschen schonen und ihnen Hand-
lungsfreiheit geben würde, wäre der 
Verzicht auf ein ebenso kleinteiliges 
wie übergriffiges Mikromanagement 

ins Leben der Bürger hinein und statt-
dessen ein CO2-Preis, an dem sie ihre 
Investitionen ausrichten könnten. Die 
Einnahmen daraus könnte der Staat 
zurückgeben, wie er es versprochen 
hat. Doch davon ist nichts zu sehen.

Stattdessen verunsichert die Bun-
desregierung die Menschen mit klein-
teiligen Wenn-Dann-Regelungen im 
Heizungsgesetz, die ohne Energiebe-
rater kaum zu verstehen sind. Die 
Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
fließen derweil in oft unsinnige Maß-
nahmen, die den Klimaschutz in 
Deutschland so teuer und ineffizient 
machen wie kaum irgendwo sonst. 
Fürs Klimageld bleibt so kaum etwas 
übrig. Angesichts dieser klimapoliti-
schen Performance der Bundesregie-
rung, die Ziele ausruft wie ein Welt-
meister, bei der Umsetzung aber seit 
Jahren parteiübergreifend Kreisliga 
spielt, sind die Sorgen der Bürger lei-
der nur allzu berechtigt.

Berechtigte Sorgen
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